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Wir stellen zur Diskussion

Wer sollte die Mi ; 'ings.: rbeit nicht
vergessen

In Nummer 9 der Zeitschrift «das Wohnen» ermahnt Heinrich

Gerteis alle Genossenschafter, das heißt auch diejenigen
der Schweizerischen Eidgenossenschaft, zu vermehrter
Mitarbeit an der demokratischen V rwaltung. Diese Aufmunterung

kann nur unterstützt werden.

Der Genossenschafter 'St wirklich mitverantwortlich und

verpflichtet, sein Interesse zugunsten dieser fortschrittlichen
Institutionen einzusetzen. Er hat das Stimm- und Wahlrecht.
Er hat sogar das Recht, zum allgemeinen Nutzen mitzusprechen

und mitzubestimmen.

Aus welchem Grunde nimmt er all diese «Rechte» nicht
wahr? Weshalb klagen die Partei- und Genossenschaftsvorstände

über das geringe Interesse?

Leider sind es dieselben «höheren» Genossenschafter, die
den Grund für das Versagen der «Unteren» nicht suchen und
kennen wollen. Sie gefallen sich so sehr in ihren errungenen
Positionen, daß sie glauben, die Worte Verzicht und Rücktritt

hätten für sie persönlich keinen tieferen Sinn.

Man könnte diese Kurzsichtigen in ihrer Stellungnahme
bewundern. Sie sind doch fehlerlos und haben immer und
begründet recht! - Diese scheinbare Unfehlbarkeit ist es aber,
welche den Jungen das verankerte Recht der Teilnahme
vorenthält. Leider glauben die alten Auserkorenen, daß sie

durch die seinerzeitige Wahl rücksichtslos ihren eigenen Willen

erzwingen dürfen. Ganz richtig wird im erwähnten Artikel

gesagt: «. und machen dies der Mitgliedschaft zum
Vorwurf, ohne sich Rechenschaft über die tieferen Ursachen
der Teilnahmslosigkeit zu geben.»

Es sind also die Vorstände, welche keine Rechenschaft
ablegen wollen über die kritisierten Nachlässigkeiten. Umgewandelt

heißt es zutreffend: Die Mitgliedschaft hat sich darüber
Rechenschaft gegeben, daß ein Mitsprechen und Mitarbeiten
mit diesen verrosteten Vorständen völlig nutzlos ist - denn
gehandelt und verwirklicht wird nur nach deren Anordnungen!

Als Beweis für die Minderwertigkeit eines «gewöhnlichen»
Mitgliedes sei das altbekannte Übel angeführt:

In einer Versammlung beantragt ein Anwesender eine
Reform. Ist diese nicht genehm, dann wird sie vom Vorstand
oder jenen «besonderen» Genossenschaftern zunichte gebrüllt,
die beim Vorstand «einen Stein im Brett» haben oder haben
möchten. Diese «Höbeier» verlangen das Wort nur deshalb,
um ihre eigene Lage zu verbessern, das heißt als Mitglied
einer Kommission vorgeschlagen zu werden oder einen
Wunsch hinsichtlich der Wohnung anbringen zu können. Der
Vorstand beziehungsweise die Geschäftsstelle fühlt sich dann
verpflichtet, die für die Leitung plädierende «neutrale»
Stimme aus der Mitgliedschaft irgendwie zu belohnen. - Der

Mann aber, der den Vorschlag gemacht hat, wird sich nie
mehr melden - und viele andere auch! Daraus entsteht die

dürftige Anteilnahme und die stille oder sogar zustimmende

Opposition!

Nach diesen Ausführungen kann die Frage: «Wer sollte die

Bildungsarbeit nicht vergessen?» wie folgt beantwortet werden:

Ein kranker Baum kann keine guten Früchte tragen. Eine
ungerechte Direktion eines Unternehmens wird den Betrieb
auf die Dauer nicht aufrechterhalten können. Vorstandsmitglieder,

die durch ihr Amt die Klarheit und das Ziel verloren
haben, stellen für eine Gemeinschaft auf lange Sicht ein
Hindernis dar. Die Leiter jeder Organisation müssen Männer
sein - Männer, die unter Bildung nicht nur Wissen und
Intelligenz verstehen. In einer sozialen Bewegung sollten sie

ihre egoistischen Gedanken meistern und auf jahrzehntelang
dauernde Ämter in verschiedenen Räten, Genossenschaften
und Vereinen verzichten können. Die berufliche Tätigkeit
sollte durch die vielen Nachtsitzungen nicht belastet werden;
die familiären Pflichten als Ehegatten, Väter und Erzieher
sollten nicht vernachlässigt werden müssen. Im Vorstand sollten

Mitglieder sein, die sich nicht höher taxieren, es im gut
menschlichen Sinne aber sind.

Solche Männer sollten die Bildungsarbeit an sich und den

übrigen Mitgliedern, gemeinsam mit anerkannten Kapazitäten,

durchführen.

Im übrigen sollten folgende Regeln aufgestellt werden:
1. Kein Genossenschafter darf mehr als zehn Jahre in eine

von der Generalversammlung bestimmte Funktion gewählt
werden.

2. Die Vorstandsmitglieder sind nur als Glieder der
ausführenden Behörde gewählt. Sie beraten die Generalversammlung,

beeinflussen sie aber in keiner Weise.

3. Die Familie des Genossenschafters darf nur mit einem
Glied in den genossenschaftlichen Funktionen vertreten sein.

4. Die gesamte Geschäftsleitung steht lediglich in einem
Dienstverhältnis zur Genossenschaft; dies gilt besonders für
Angestellte, die selbst Genossenschafter sind.

5. Die Bestimmungen des Mietvertrages müssen genau
eingehalten werden. Veränderungen im Haushalt werden der
Geschäftsstelle alljährlich vom Verwalter mitgeteilt.

Erst wenn solche Grundsteine das Fundament der Bewegung

bilden, werden sich die Jungen und «Außenstehenden»
am weiteren Aufbau beteiligen. MP
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